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Schloss-Stadt Hiickeswagen
Der Blrgermeister

Einladung

Ich lade Sie zu einer Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am Donnerstag, dem
12.11.2015, um 17:00 Uhr ein.
Die Sitzung findet im Grol3en Sitzungssaal des Rathauses, Auf'm Schlof 1 statt.

Tagesordnung:

Offentliche Sitzung

10

11

Fragestunde flr Einwohner

Neufassung der Satzung zur Regelung des Kostenersatzes
fiir Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Schloss-
Stadt Hiickeswagen (Feuerwehr-kostenersatzsatzung)

2. Fortschreibung des Brandschutzbedarfsplans fir die
Schloss-Stadt Hiickeswagen

Richtlinien Zuschiisse Schloss-Stadt Hiickeswagen
Erwerb einer Beteiligung

Offentlich-rechtliche Vereinbarung uber die Durchfiihrung
der Abfallentsorgung

Offentlich-rechtliche Vereinbarung tiber das gemeinsame
Archiv

Einrichtung einer Vollzeitstelle und Stellenfreigabe fur
eine Verwaltungskraft im RGM

Einrichtung einer Vollzeitstelle im RGM und Stellenfrei-
gabe

Antrag der CDU-Fraktion vom 06.11.2015 - Umstellung
der Einsatzzeiten des kommunalen Ordnungsdienstes der
Stadt Hlckeswagen

Mitteilungen und Anfragen

FB 11/2865/2015

FB 11/2866/2015

FB 11/2858/2015

FB 1/2873/2015

FB 1/2847/2015

RB/2872/2015

FB 1/2884/2015

FB 1/2885/2015

FB 111/2886/2015



Nichtoffentliche Sitzung

1 Mitteilungen und Anfragen

Mit freundlichen Grufien

Burgermeister Dietmar Persian



Mitgliederliste
des Haupt- und Finanzausschusses zur Sitzung am 12.11.2015

um 17:00 Uhr im GroRen Sitzungssaal des Rathauses, Auf'm Schlof3 1.

Vorsitzender
Persian, Dietmar Burgermeister

Mitglieder

Fischer, Rolf SPD
Grasemann, Hans-Jurgen SPD
Hager, Wilfried CDU
Hucker, Manfred CDhu
Moritz, Frank CDU
Paper, Cornelia CDU
Pohl, Andreas CDU
Quiass, Jirgen SPD
Sabelek, Egbert B 90/Griine
Schorl, Norman Michael SPD
Schtte, Christian CDU
Thiel, Brigitte FaB
von Polheim, Jorg FDP
Wolter, Michael UWG
von der Verwaltung

Bever, Isabel

Kemper, Torsten

Kirch, Michael

Klewinghaus, Dieter
Schroder, Andreas
Winter, Monika



TOP O 2

Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Fachbereich Il - Leistungs- und Ordnungsverwaltung
Sachbearbeiter/in: Claudia Kowalski

Vorlage

Datum: 26.10.2015
Vorlage FB 11/2865/2015

TOP Betreff

Neufassung der Satzung zur Regelung des Kostenersatzes fur Leistungen der
Freiwilligen Feuerwehr der Schloss-Stadt Hiickeswagen (Feuerwehr-
kostenersatzsatzung)

Beschlussentwurf:

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt/ Der Rat beschlief3t, die Satzung zur Regelung des
Kostenersatzes flr Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Schloss-Stadt Hiickeswagen
(Feuerwehrkostenersatzsatzung).

Beratungsfolge Termin Behandlung
Haupt- und Finanzausschuss 12.11.2015 | 6ffentlich
Rat 26.11.2015 | offentlich

Sachverhalt:

Am 02.07.2013 ist die stadtische Feuerwehrgebtihrensatzung fir kostenpflichtige Feuerweh-
reinsatze (Olspuren, Bergung von Fahrzeugen, Fehlalarme, Brandsicherheitswachen usw.)
letztmalig angepasst worden.

Aufgrund des Beschlusses des Verwaltungsgerichtes Munster fir das Land Nordrhein-
Westfalen (1. Kammer) vom 23.01.2012 (Az. 1 K 1217/11) flhrt eine fehlerhafte zugrunde
gelegte Kalkulation fur in einer Satzung geregelten Kostenberechnung eines Feuerwehreinsat-
zes nicht nur zur Nichtigkeit des pauschalisierten Stundensatzes, sondern zur Gesamtnichtig-
keit der Feuerwehrsatzung.

Zur Berechnung des pauschalierten Stundensatzes gehoren die Kosten der konkret durchge-
fiihrten MalRnahme sowie die Vorhaltekosten, nicht aber Aufwendungen, die in keinerlei Be-
zug zu den Einsatzen der Feuerwehr stehen.

Eine konkrete Kostenkalkulation ist in der Vergangenheit flr die Einsatzkosten der Freiwilli-
gen Feuerwehr Hickeswagen nicht erstellt worden. Die letzte Kostenkalkulation ist 2008 an-
hand von Vergleichswerten der Kostentarife der umliegenden Gemeinden unter Beriicksichti-
gung der entstandenen Einsatzkosten erfolgt.

Auch aufgrund von Verénderungen und Neubeschaffungen im Bereich der Fahrzeuge ist eine
Anpassung der Satzung notwendig. Diese neuen Fahrzeuge sind nicht im Kostentarif genannt
und somit nicht kostenersatzfahig (vgl. Anlage 1 - Kostentarif zur Satzung vom 07.07.2013



uber die Erhebung von Kostenersatz und Gebuhren fir die Inanspruchnahme der Freiwilligen
Feuerwehr Hickeswagen).

Derzeit kdnnen keine Einsatzkosten fur folgende Fahrzeuge abgerechnet werden:

e Hilfeleistungsléschfahrzeug 20 (HLF)
Mannschaftstransportfahrzeug (MTF)
Kommandowagen (KdoW)
Mehrzweckfahrzeug (MZF)

Diese Kosten sind erst kostenersatzfahig, wenn sie in der Satzung und somit im Kostentarif
enthalten sind.

Im Jahr 2014 ist begonnen worden eine Kostenkalkulation zu erstellen, um grundsétzlich voll-
stdndig und kostendeckend abrechnen zu kénnen. Dafiir sind alle Aufwendungen und Ertrége
fur die Vorhaltung der Freiwilligen Feuerwehr sowie die tatsachlichen Einsatzkosten der letz-
ten drei Jahre ermittelt worden.

Ab Juli 2014 ist die Stelle im Bereich Feuerwehr vakant gewesen. Priorisierte Aufgaben wie
z. B. die Erhebung von Kostenersatz und Gebuhren fir die Inanspruchnahme der Feuerwehr,
die Beschaffung von Fahrzeugen und anderen Sachgltern sowie die Bearbeitung von Klage-
verfahren sind auf ubrige Mitarbeiter verteilt worden. Aufgrund des erhéhten Arbeitsauf-
kommens ist eine fortflihrende Bearbeitung der Kostenkalkulation nicht méglich gewesen.

Nach der Neubesetzung der Stelle ist die Kalkulation unter Beriicksichtigung aller rechtlichen
Grundlagen abgeschlossen und ein Entwurf fiir eine Satzungsanderung erstellt worden.

Der aktuelle Entwurf vom 16.10.2015 wird zur Beschlussfassung von der Verwaltung vorge-
stellt. Dieser ist als Anlage 2 - 4 beigeflgt.

Anhand einer Kostenvergleichsrechnung zweier Einsatze (Olspur und GroReinsatz an der Be-
vertalsperre) auf Grundlage des derzeit giltigen und des konkret kalkulierten Kostentarifs
wird deutlich, dass derzeit aufgrund der ungenauen Kostenkalkulation die tatséchlich entstan-
denen Einsatzkosten nicht abgerechnet werden.

Finanzielle Auswirkungen:

Beteiligte Fachbereiche:

FB I

Kenntnis
genommen

Biirgermeister 0.V.i.A. Claudia Kowalski



Anlagen:

Anlage 1 - Kostentarif zur Satzung vom 02.07.2013 (iber die Erhebung von Kostenersatz und
Gebdhren fir die Inanspruchnahme der Freiwilligen Feuerwehr Hiickeswagen

Anlage 2 - Entwurf der Satzung zur Regelung des Kostenersatzes flr Leistungen der Freiwil-
ligen Feuerwehr der Schloss-Stadt Hiickeswagen (Feuerwehrkostenersatzsatzung) vom
16.10.2015

Anlage 3 - Synopse: alten Satzung und neue Satzung

Anlage 4 - Synopse: alter Kostentarif und neuer Kostentarif



TOP O

2

Kostentarif
zur Satzung vom 02.07.2013

iiber die Erhebung von Kostenersatz und Gebiihren fiir die

Inanspruchnahme der Freiwilligen Feuerwehr Hiickeswagen

I.) Personalkosten (§ 5 der Satzung)

I.1 - Einsatz eines Feuerwehrmannes

1.2 - Einsatz eines Feuerwehrmannes in der Zeit von 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr
und an Sonn- und Feiertagen

1.3 - Einsatz eines Feuerwehrmannes bei Brandsicherheitswachen

II.) Fahrzeugkosten (§ 6 der Satzung)
Fahrzeugart

IL.1 - Loschfahrzeug 16 TS (LF 16 TS)
I1.2 - Tankloschfahrzeug 16 (TLF 16)
IL.3 - Drehleiter 23/12 (DL 23/12)

IL.4 - Riistwagen 1 (RW 1)

ILS5 - Geridtewagen-Gefahrgut (GW-G)
I1.6 - Loschfahrzeug 8 (LF 8)

I1.7 - Tragkraftspritzenfahrzeug (TSF)
II.8 - Tankldschfahrzeug 8 (TLF 8)
IL.9 - Einsatzleitwagen (ELW)

II1.) Gebiihren fiir
a) den Einsatz je angefangene Stunde

b) auf Zeit iiberlassene Geriite fiir je angefangene 24 Stunden

.1
1.2
1.3
1.4
IIL.5
I11.6
1.7
II1.8
II1.9
III.10
.11

Stand: Juli 2013

Tragkraftspritzen
Elektrische Tauchpumpe
Notstromaggregat
Motorsdgen
Sonstige mit Motorkraft betriebene Gerite
Leitern (Steck-, Schiebe-, Haken- u. Anstellleitern)
Schlduche je Normlidnge
Atemschutzgerite(PG, SSG, SG)
Wasserfithrende Armaturen, je Stiick
Schlauchboot
Messgerite
a) Strahlenschutz:
Strahlenmessgerit
Strahlenschutzanzug
sonstiges Gerit

7,50
7,50
5,--

EURO/
Stunde
15.-

22,50

10,-

EURO/

Stunde
50,-
50,-
90,-
55.-
55.-
40,-
40,-
40,-
30,-

b)

IIc
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b) Gas- u. Sdureschutz:
Gasspiirgerét
Explosionsmessgerit
Saure- u. Gasschutzanzug

III.12  Sonstige Gerite, je Gerit
III.13  Pressluft, je Flaschenfiillung

Hinweis:

2,50
2,50
7,50
1,50
2,50

II c

Bei den Tarifstellen I, IT und IIT a wird die erste Einsatzviertelstunde von ihrem Beginn, jede

weitere Einsatzstunde nach Ablauf von 15 Minuten voll berechnet.

IV.) Sachkosten (§ 7 der Satzung)

Sachkosten (z.B. Schaumittel oder Olbindemittel) werden zum jeweiligen Tagespreis

nach Verbrauch berechnet.

Stand: Juli 2013
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Satzung
zur Regelung des Kostenersatzes fir Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr
der Schloss-Stadt Hiickeswagen (Feuerwehrkostenersatzsatzung)
vom xx.xx.2015

Der Rat der Schloss-Stadt Hiickeswagen hat aufgrund der §§ 7,8 und 41 Abs. 1 Satz
2 Buchstaben f) und i) der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666),
zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496),

§ 41 des Gesetzes Uber den Feuerschutz und die Hilfeleistung (FS vom 10.
Februar 1998 (GV. NRW. S. 122), zuletzt ge&ndert durch Artikel 9 des Ge vom
23. Oktober 2012 (GV. NRW. S.474) und der §§ 1, d des
Kommunalabgabengesetzes fir das Land Nordrhein-Westfale ) . vom 21
Oktober 1969 (GV. NW. S. 712), zuletzt ge&ndert durch Arti setzes vom

25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), in seiner Sitzung folgende Satzung

beschlossen:
§ (0

Grun tz

(1) Die Schloss-Stadt Hiickeswagen
sowie zur Hilfeleistung bei

terhalt zur Bekdmpfung von Schadenfeuer

Ucksfallen und bei solchen o6ffentlichen

Notstanden, die durch .D ignisse, Explosionen oder ahnliche

Vorkommnisse verursac , eine Freiwillige Feuerwehr nach Mal3gabe
des Gesetzes Ub der%e utz und die Hilfeleistung (FSHG).

(2)  Der Einsatz der iwilligen Feuerwehr der Schloss-Stadt Hickeswagen im
Rahmen der Pflichtaufgaben des § 1 Abs. 1 FSHG erfolgt unentgeltlich, sofern

nichtin § 2 % tzung etwas anderes bestimmt ist.
S

Kostenersatz

(1) i?tadt verlangt den Ersatz der Kosten, die durch Einsatz der Feuerwehr
entstanden sind, im Sinne des § 41 Abs. 2 FSHG:

1. von dem Verursacher, wenn der die Gefahr oder den Schaden vorsatzlich
herbeigefiihrt hat,

2. von dem Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen gemafi § 24 Abs. 1
Satz 1 FSHG im Rahmen ihrer Gefahrdungshaftung nach sonstigen
Vorschriften,
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3. von dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der Schaden beim Betrieb
von Kraft-, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen entstanden ist, sowie
von dem Ersatzpflichtigen in sonstigen Féllen der Gefahrdungshaftung,

4. von dem Transportunternehmer, Eigentimer, Besitzer oder sonstigen
Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden bei der
Beférderung von Gefahrstoffen oder wassergefdhrdenden Stoffen
entstanden ist,

5. von dem Eigentimer, Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten,
wenn die Gefahr oder der Schaden beim sonstigen Umgang mit
Gefahrstoffen oder wassergefdhrdenden Stoffen gemafi mmer 4
entstanden ist, soweit es sich nicht um Bréande handelt,

6. vom Eigentimer, Besitzer oder sonstigen Nutzungsber
Brandmeldeanlage auBer in Fallen nach Nummer 7, wen
Folge einer nicht bestimmungsgemaBen oder miss C
war,

7. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mi iter Brandmeldung
ohne eine fir den Einsatz der Fe rforderliche  Priifung

weitergeleitet hat,
8. von demijenigen, der vorsatzlich grundlos die Feuerwehr alarmiert.

®
Besteht neben der Pflicht der Feu r Hilfeleistung die Pflicht einer
anderen Behdérde oder Einrichtung ur  Schadensverhitung oder
Schadensbekampfung, so sind.der Schloss-Stadt Hiickeswagen die Kosten
fur den Feuerwehreinsatz v chtstrager der anderen Behdrde oder
Einrichtung zu erstatten, sc Q- Kostenersatz nach Satz 1 nicht méglich ist.

igten _einer
insatz
uslésung

Die Kostenersatzpflicht n Abs. 1 tritt auch dann ein, wenn

a) Uberdrtlich im'Sinne des § 25 FSHG geleistet wird,
ng des Auftrages am Einsatzort nicht kommt, weil ein
Einsatz nicht mehr besteht bzw. nicht bestand oder die

widerrufen worden ist.

N
Q §3
uhren bei freiwillige Leistungen und Brandsicherheitswachen

Fir die Gestaltung von Brandsicherheitswachen, das Gewahren von
Hilfeleistungen und fir die zeitweise Uberlassung von Fahrzeugen und
Geréten der Feuerwehr, die nicht nach § 41 Abs. 1 FSHG unentgeltlich sind
und nicht unter die Vorschriften des § 41 Abs. 2 FSHG fallen, werden
Gebuhren erhoben.

Bei Veranstaltungen, bei denen erhdhte Brandgefahr besteht und bei
Ausbruch eines Brandes eine groBe Anzahl von Personen gefahrdet ist, stellt
die Feuerwehr bei Bedarf im Rahmen des § 7 FSHG Brandsicherheitswachen.

11



Die kostenpflichtigen freiwilligen Leistungen der Feuerwehr kénnen von der
Zahlung eines angemessenen Vorschusses oder von der Bereitstellung einer
angemessenen Sicherheit abhangig gemacht werden.

Auf freiwillige Leistungen der Feuerwehr besteht kein Rechtsanspruch. Ob sie
gewahrt werden sollen, entscheidet der Leiter der Freiwilligen Feuerwehr im
Rahmen seiner Zustandigkeit.

Fir Gegenstande der Feuerwehr, die bei freiwilligen Leistungen der
Feuerwehr ohne Verschulden der Feuerwehr beschadigt oder vernichtet
werden, ist Schadensersatz vom Gebuhrenpflichtigen zu leisten.

§4 'V )
Kostenersatzpflichtiger \

Kostenersatzpflichtig sind die in § 2 genannten Perso 6rden und
Einrichtungen.
Far Leistungen im Sinne des § 3 ist kostenersat ig,‘ r diese Leistung

in Anspruch nimmt, bestellt oder bestellen lasst.

Mehrere Kostenersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner.

Auf Kostenersatz kann verzichtet we soweit der Kostenersatz im
Einzelfall eine unbillige Harte wéare oder e onderes offentliches Interesse
flr den Verzicht besteht.

Art und Anzahl des in Anspruch genommenen Personals und der Fahrzeuge,

gemalR den S3& es als Anlage 1 beigefigten Kostenverzeichnisses
berechnet.

Ber% ngsgrundlage
Soweit nichts an re&ﬁ%-‘ ist, wird der Kostenersatz nach Zeitaufwand,
en

Die Einsat innt beim Personal mit der Alarmierung bzw. Bereitstellung
und er@ iederherstellung der Einsatzbereitschaft bzw. nach Ende der
notwendi ufrdumungs-, Reinigungs- und Ruhezeiten. Bei Fahrzeugen

t Einsatzzeit mit der Abfahrt aus dem Feuerwehrgeratehaus und

it der Rudckkehr (Ankunft) im Feuerwehrgeratehaus bzw. nach
erherstellung der Einsatzbereitschaft.

gerechnet wird grundsatzlich nach Einsatzstunden. Der Satz fir eine
Viertelstunde wird grundsatzlich als Mindestkostenersatz abgerechnet.
Dartber hinaus wird jede angefangene Viertelstunde als volle Viertelstunde
gerechnet.

Verbrauchsmaterialien, wie bspw. Schaummittel, Olbindemittel usw. werden in
voller Héhe zum jeweiligen Tagespreis berechnet.

Entstehen der Feuerwehr durch Inanspruchnahme von Personal, Fahrzeugen,
Geraten und Ausriistungsgegenstanden besondere Kosten (z.B. Reisekosten,
Reparaturkosten, Ersatzbeschaffungskosten bei Unbrauchbarkeit oder

12



Verlust), so sind diese zusatzlich zu erstatten, soweit diese einer
kostenersatzpflichtigen Leistung zuzuordnen sind.

(10) Die Einsatzzeiten bei Brandsicherheitswachen und freiwilligen Leistungen
richten sich nach den  Einsatzberichten @ des  Fuhrers  der
Brandsicherheitswache / der freiwilligen Leistungen.

§6

Inanspruchnahme privater Unternehmen und Hilfsorganisationen

(1)  Die Feuerwehr kann zur Unterstltzung bei Leistungen im
private Unternehmen und/oder Hilfsorganisationen beauftr
Beauftragung entscheidet der Leiter der Feuerwehr. Ein
Beauftragung besteht nicht.

(2)  Fur die Beauftragung privater Unternehmen und/oder Hilfsarganisationen wird

Kostenersatz geltend gemacht. Die Héhe des Ko satz chtet sich nach
den tatsdchlichen angefallenen Kosten. °
(8)  §4 Abs. 4 gilt entsprechend. \
§ ®
Entstehung u al it

(1) Die Kostenersatzschuld entste it Beendigung der Leistung der Feuerwehr.
(2)  Der Kostenersatz wird einen ach Bekanntgabe des Kostenbescheides

an den Kostenersatzpflicht ’% ahlung fallig.
(3) Ruckstandige Idb erden gemal den Bestimmungen des
u

Verwaltungsvolls n setzes fur das Land Nordrhein-Westfalen vom
19. Februar 200( r derzeit geltenden Fassung beigetrieben.
§8

@ Inkrafttreten

(1) D tzung und der dieser Satzung als Anlage 1 beigefligte Kostentarif tritt
a@ nach ihrer Veroffentlichung in Kraft.
m gl

eichen Tage tritt die bis dahin glltige Satzung der Schloss-Stadt

ckeswagen Uber die Erhebung von Kostenersatz und Geblhren fir die

Inanspruchnahme der Freiwilligen Feuerwehr Hickeswagen vom 02.07.2013
auBer Kraft.

Hlckeswagen, den

gez. Dietmar Persian
Blrgermeister der Schloss-Stadt Hiickeswagen

13



Anlage 1

Kostenverzeichnis zur Satzung tiber den Kostenersatz fiir Leistungen der Freiwilligen
Feuerwehr der Schloss-Stadt Hiickeswagen vom xx.xx.2015

I. Kostenersatz fiir Einsatzkrafte
1. Einsatzkraft 24,01 €/Stunde

Il. Kostenersatz fiur Fahrzeuge

1. Kommandowagen (KdoW) 38,26 €/Stunde
2. Einsatzleitwagen (ELW) 41,67 €/

3. Mehrzweckfahrzeug (MZF) / Mannschaftstransportwagen (MTW) 42,4 tund
4. Tankléschfahrzeug (TLF) Stunde
5. Loschgruppenfahrzeug (LF) 104, tunde
6. Tragkraftspritzenfahrzeug (TSF) 7 €/Stunde
7. Hilfeleistungsléschgruppenfahrzeug (HLF) 98,13 €/Stunde
8. Rustwagen (RW) 116,01 €/Stunde
9. Drehleiter (DL) 115,45 €/Stunde
10. Rettungsboot v 20,02 €/Stunde

lll. Sonstige Kosten
1. Die Kosten far Lésch- und Bindemittel sowie sonstige Verbrauchsmaterialien,

einschlieBlich anfallender Entsor ten, sind in tatsachlich angefallener H6he zu
erstatten. §

2. Dies gilt auch fir endungen der Stadt, fur die im Kostenverzeichnis kein
Kostenersatz festge ist.

N
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Satzung
iiber die Erhebung von Kostenersatz und Gebiihren fiir die Inan-
spruchnahme der Freiwilligen Feuerwehr Hiickeswagen
vom 02.07.2013

Der Rat der Schloss-Stadt Hiickeswagen hat aufgrund der §§ 7, 8 und 41
Abs. 1 Satz 2 Buchstaben f) und 1) der Gemeindeordnung fiir das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt gedndert durch das Gesetz vom
09.10.2007 (GV. NRW. S. 380), § 41 Abs. 2 und 3 des Gesetzes iiber
den Feuerschutz und die Hilfeleistungen (FSHG) vom 10.02.1998 (GV.
NRW. S. 122), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 11.12.2007 (GV.
NRW. S. 662) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes
fiir das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV. NW. S. 712),
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 09.10.2007 (GV. NW. S. 380) in sei-
ner Sitzung am 25.06.2013 folgende Satzung beschlossen:

‘o Q
Grundsatz
fune, von Scha-
bei solchen 6f-

Explosionen oder dhn-
iwillige Feuerwehr
und die Hilfeleistung
tgeltlich, soweit diese

Die Schloss-Stadt Hiickeswagen unterhilt zur Be
denfeuer sowie zur Hilfeleistung bei Ungliicksfl
fentlichen Notstidnden, die durch Naturereigi

nach Mallgabe des Gesetzes iiber d
(FSHG). Einsitze in diesem Rahm
Satzung nichts anderes bestigm

Satzung

zur Regelung des Kosten
Freiwilligen Feuerwehr

(Feuerwehrkos at

s fir Leistungen der
Schloss-Stadt Hiickeswagen
ung) vom xx.xx.2015

wagen hat aufgrund der §§ 7,8 und
und i) der Gemeindeordnung flr das
NRW) in der Fassung der Bekanntma-

chung vo
kel 2 des
euerschutz und die Hilfeleistung (FSHG) vom 10.
RW. S. 122), zuletzt geandert durch Artikel 9 des
. Oktober 2012 (GV. NRW. S.474) und der §§ 1, 2, 4
Kommunalabgabengesetzes fir das Land Nordrhein-
AG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712), zuletzt ge-
rch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S.
seiner Sitzung folgende Satzung beschlossen:

§1

Grundsatz

(1) Die Schloss-Stadt Huckeswagen unterhalt zur Bekampfung von
Schadenfeuer sowie zur Hilfeleistung bei Unglicksféllen und bei
solchen o6ffentlichen Notstanden, die durch Naturereignisse, Explo-
sionen oder &hnliche Vorkommnisse verursacht werden, eine Frei-
willige Feuerwehr nach MaBgabe des Gesetzes Uber den Feuer-
schutz und die Hilfeleistung (FSHG).

(2) Der Einsatz der Freiwilligen Feuerwehr der Schloss-Stadt Hiickes-
wagen im Rahmen der Pflichtaufgaben des § 1 Abs. 1 FSHG erfolgt
unentgeltlich, sofern nicht in § 2 dieser Satzung etwas anderes be-
stimmt ist.

¢ OdOlL
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§2
Kostenersatz

Fiir die nachfolgend aufgefiihrten Einsétze der Freiwilligen Feuerwehr
und hilfeleistenden Feuerwehren im Sinne von § 25 FSHG wird der Er-
satz von entstandenen Kosten verlangt;

(1)  von dem Verursacher, wenn er die Gefahr oder den Schaden vor-
satzlich herbeigefiihrt hat;

(2)  von dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der Schaden beim
Betrieb von Kraft-, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen ent-
standen ist, sowie von dem Eigentiimer als Ersatzpflichtigen in
sonstigen Fillen der Gefidhrdungshaftung;

(3) von dem Transportunternehmer, Eigentiimer, Besitzer oder sonsti-
gen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden
der Beforderung von Gefahrstoffen oder wassergefdhrdende

Stoffen entstanden ist; Q
(4) von dem Eigentiimer, Besitzer oder sonstigen Nutzungsbercehtrg-
ten, wenn die Gefahr oder der Schaden beim sOustigen ang
mit Gefahrstoffen oder wassergefihrdenden S& gemal Nr. 3
ndelg;

entstanden ist, soweit es sich nicht um Bri

(5) von demjenigen, der vorsitzlich grund erwehr alarmiert;

(6) vom Eigentiimer, Besitzer, o
einer Brandmeldeanlage au
wenn der Einsatz Folg® ei
missbriduchlichen AuSLS

utzungsberechtigten
en nach Nummer 7,
timmungsgemaifBen oder

i Pflichteinsatzen

Kostenersatz

der_Kosten, die durch Einsatz der
des § 41 Abs. 2 FSHG :

n der die Gefahr oder den Schaden

von de rzeughalter, wenn die Gefahr oder der Schaden
i von Kraft-, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeu-
ritstanden ist, sowie von dem Ersatzpflichtigen in sonsti-
allen der Geféahrdungshaftung,

Won dem Transportunternehmer, Eigentimer, Besitzer oder
sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der
Schaden bei der Beférderung von Gefahrstoffen oder wasserge-
fahrdenden Stoffen entstanden ist,

5. von dem Eigentimer, Besitzer oder sonstigen Nutzungsberech-
tigten, wenn die Gefahr oder der Schaden beim sonstigen Um-
gang mit Gefahrstoffen oder wassergefahrdenden Stoffen ge-
man Nummer 4 entstanden ist, soweit es sich nicht um Bréande
handelt,

6. vom Eigentimer, Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten
einer Brandmeldeanlage auB3er in Fallen nach Nummer 7, wenn
der Einsatz Folge einer nicht bestimmungsgemaBen oder miss-
brauchlichen Auslésung war,

7. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mitarbeiter eine
Brandmeldung ohne eine fur den Einsatz der Feuerwehr erfor-
derliche Prifung weitergeleitet hat,

8. von demijenigen, der vorsatzlich grundlos die Feuerwehr alar-
miert.
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(7) von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mitarbeiter eine
Brandmeldung ohne eine fiir den Einsatz der Feuerwehr erforder-
liche Priifung weitergeleitet hat;

(8) von dem Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen gemif3 § 24
Abs. 1 Satz 1 FSHG im Rahmen ihrer Gefdhrdungshaftung nach
sonstigen Vorschriften.

Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleistung die Pflicht ei-
ner weiteren Behorde oder Einrichtung zur Schadensverhiitung oder
Schadensbekdmpfung, so sind der Schloss-Stadt Hiickeswagen die Kos-
ten fiir den Feuerwehreinsatz vom Rechtstriger der anderen Behorde
oder Einrichtung zu erstatten, sofern ein Kostenersatz nach Satz 1 nicht
moglich ist.

§3
Gebiihren

(1) Fir die Gestellung von Brandsicher chen, das Gewihren
von Hilfeleistungen und fiir d 1 e Uberlassung von Fahr-
zeugen und Geriten der Feu %e icht nach § 41 Abs. 1
FSHG unentgeltlich si nieht thter die Vorschriften des § 41
Abs. 4 FSHG fallen, werden Gebuhren erhoben.

der t der Feuerwehr zur Hilfeleistung die
eren 6rde oder Einrichtung zur Schadensver-
e’sbekémpfung, so sind der Schloss-Stadt HU-
@sten fur den Feuerwehreinsatz vom Rechtstrager
6rde oder Einrichtung zu erstatten, sofern ein Kos-
Satz 1 nicht mdglich ist.

Besteht ngle
Pflicht einé
hitun

ie nersatzpflicht nach Abs. 1 tritt auch dann ein, wenn
aNaberortliche Hilfe im Sinne des § 25 FSHG geleistet wird,

b) es zur Durchfliihrung des Auftrages am Einsatzort nicht kommt,
weil ein Anlass fir den Einsatz nicht mehr besteht bzw. nicht
Q bestand oder die Alarmierung widerrufen worden ist.

§3
Kostenersatz bei freiwillige Leistungen und Brandsicher-
heitswachen

(1) Far die Gestaltung von Brandsicherheitswachen, das Gewéhren
von Hilfeleistungen und flr die zeitweise Uberlassung von Fahrzeu-
gen und Geraten der Feuerwehr, die nicht nach § 41 Abs. 1 FSHG
unentgeltlich sind und nicht unter die Vorschrift des § 41 Abs. 2
FSHG fallen, werden GebUhren erhoben.

(2) Bei Veranstaltungen, bei denen erhéhte Brandgefahr besteht und
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2)

3)

“4)

®)

Die Leistungen nach Abs. 1 konnen von der Zahlung eines ange-
messenen Vorschusses oder von der Bereitstellung einer angemes-
senen Sicherheit abhdngig gemacht werden

Auf freiwillige Leistungen der Feuerwehr besteht kein Rechtsan-

spruch. Bei freiwilligen Leistungen ist die Haftung der Stadt auf
Vorsatz und grobe Fahrldssigkeit beschrinkt.

Fiir Gegenstinde der Feuerwehr, die bei freiwilligen Leistungen
der Feuerwehr ohne Verschulden der Feuerwehr beschidigt oder
vernichtet werden, hat der Gebiihrenpflichtige Schadensersatz z
leisten.

In Anspruch genommene Gerite sind unverziiglich nac % C
zuriickzugeben. \

bei Ausbruch eines Brandes eine gro3e Anzahl von Personen ge-
fahrdet ist, stellt die Feuerw bei Bedarf im Rahmen des § 7
FSHG Brandsicherheitswachen?

(3) Die kostenpflichtigen freiwilli isttingen der Feuerwehr kénnen
von der Zahlung eine C en Vorschusses oder von der
Bereitstellung ei ( sehen Sicherheit abhéngig gemacht
werden.

dhrt werden sollen, entscheidet der Leiter der
ehr im Rahmen seiner Zustandigkeit.

hgohne Verschulden der Feuerwehr beschadigt oder ver-
nic erden, ist Schadensersatz vom Gebuhrenpflichtigen zu

§4

Kostenersatzpflichtiger

(1) Kostenersatzpflichtig sind die in § 2 genannten Personen, Behérden
und Einrichtungen.

(2) Far Leistungen im Sinne des § 3 ist kostenersatzpflichtig, wer diese
Leistung in Anspruch nimmt, bestellt oder bestellen 1&sst.




6T

§4
Berechnungsgrundlage

Der Kostenersatz und die Gebiihren, die sich jeweils aus den Personal-
kosten, Fahrzeug- und Geritekosten sowie Sachkosten zusammensetzen,
werden nach den in den §§ 5 bis 7 aufgestellten Grundsétzen berechnet.

(3) Mehrere Kostenersatzpflichtiggfhaften als Gesamtschuldner.

(4) Auf Kostenersatz kann ve
im Einzelfall eine unbillig
ches Interesse flr de

o

htet’ werden, soweit der Kostenersatz
: oder ein besonderes 6ffentli-

fhung der Kostenersitze

deres bestimmt ist, wird der Kostenersatz nach
fwand,#Art und Anzahl des in Anspruch genommenen Perso-
der Fahrzeuge, gemaRl den Satzen des als Anlage 1 bei-
Kostenverzeichnisses berechnet.

insatzzeit beginnt beim Personal mit der Alarmierung bzw. Be-

fahrt aus dem Feuerwehrgeratehaus und endet mit der Rickkehr
(Ankunft) im Feuerwehrgeratehaus bzw. nach Wiederherstellung
der Einsatzbereitschaft.

(2) Di
reitstellung und endet nach Wiederherstellung der Einsatzbereit-
schaft bzw. nach Ende der notwendigen Aufraumungs-, Reinigungs-
Q und Ruhezeiten. Bei Fahrzeugen beginnt die Einsatzzeit mit der Ab-

(3) Abgerechnet wird grundsatzlich nach Einsatzstunden. Der Satz far
eine Viertelstunde wird grundsatzlich als Mindestkosten abgerech-
net. Dariliber hinaus wird jede angefangene Viertelstunde als Vier-
telstunde gerechnet.

(4) Verbrauchsmaterialien, wie bspw. Schaummittel, Olbindemittel usw.
werden in voller Hohe zum jeweiligen Tagespreis berechnet.

(5) Entstehen der Feuerwehr durch Inanspruchnahme von Personal,
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)

2)

3)

4)

®)

§5

Personalkosten

Die Personalkosten berechnen sich bei Einsitzen nach § 41 Abs.
2 FSHG, bei Brandsicherheitswachen und freiwilligen Leistun-
gen der Feuerwehr aufgrund der Einsatzzeit.

Die Einsatzzeit bei Einsitzen nach § 2 beginnt mit dem Zeit-
punkt der Alarmierung und endet mit der Riickkehr zum G

haus.
Bei Einsitzen, die eine besondere Reinigung der Fahr;
o (]

Gerite erforderlich machen, wird die Zeit fiir die Rein
Einsatzzeit hinzugerechnet.

Die Einsatzzeit bei Brandsicherheitswachemgichtetsich nach
dem Einsatzbericht und/oder dem zusétzIt ertigten Proto-
koll des Fiihrers der Brandsicherheit: e.

Bei freiwilligen Hilfeleistun e Personalkosten nach
dem Einsatzbericht und/oder €mem nderen Nachweis be-
rechnet.

Abgerechnet wird g &aeh Einsatzstunden. Als Min-

destgebiihr gilt der Satz%iig€ine Viertelstunde. Dariiber hinaus
wird jede angefangene Viertelstunde als volle Viertelstunde ab-

Fahrzeugen, Geraten und Ausristungsgegenstanden besondere
Kosten (z.B. Reisekosten, araturkosten, Ersatzbeschaffungs-
kosten bei Unbrauchbarkeijt o ust), so sind diese zusétzlich
zu erstatten, soweit die iner kostenersatzpflichtigen Leistung
zuzuordnen sind.

herheitswachen und freiwilligen Leis-
Einsatzberichten des Fihrers der
r freiwilligen Leistungen.

(6) Die Einsatzzeite
tungen richten sich
Brandsichetheitswach

entfallt > siehe§ 5
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(6)

(7

(8)

ey

2)

3)

“)

gerechnet.

Fiir die Dauer des Einsatzes nach § 2 und bei freiwilligen Hilfe-
leistungen wird je eingesetztem Feuerwehrmitglied aller Dienst-
grade ein Stundenlohn von 15,- EURO berechnet.

Fiir alle Einsétze nach § 2 in der Zeit von 22.00 Uhr bis 06.00
Uhr und an Sonn- und Feiertagen wird auf die Personalkosten ein
Zuschlag von 50 v.H. erhoben.

Fiir die Dauer der Einsatzzeit bei Brandsicherheitswachen wird
je eingesetztem Feuerwehrmitglied aller Dienstgrade ein Stun-
denlohn von 10,- EURO berechnet.

§6

Fahrzeug- und Geritekosten

Bei Einsitzen nach § 41 Abs. 2 FSHG und freiwilligen Hilf;
tungen werden die Fahrzeug- und Geritekosten fiir die zua -
satz kommenden Fahrzeuge und Gerite aufgrund der Ei % el
in der sie vom Feuerwehrgeritehaus abwesend sind, b&ke€hne

Die Einsatzzeit beginnt mit dem Ausriicken @ind en it der
Riickkehr zum Feuerwehrgeritehaus.

Abgerechnet wird grundsétzlich nach Ein den. Als Min-
destgebiihr gilt der Satz fiir eine Vier n riiber hinaus
\/

wird jede angefangene Viertelstunde,a Viertelstunde ab-

gerechnet.
Die Hohe der Stundensiit, &setzten Fahrzeuge bemisst

e
sich nach dem anli€gendenWKostentarif, der Bestandteil dieser
Satzung ist.

Fiir die aufzuwendenden Geriite fiir Olsperren wird pauschal je

entfallt’ > siehe § 5
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Tag ein Betrag von 25,- EURO berechnet.

§7
Sachkosten

Die Sachkosten, wie Schaummittel, Olbindemittel usw. werden zusitz-
lich zu den Personal-, Fahrzeug- und Geritekosten in voller Hohe zum
jeweiligen Tagespreis berechnet.

§8

Inanspruchnahme privater Unternehmen und Hilfsorganisationen

(1) Die Feuerwehr kann zur Unterstiitzung bei Leistungen im Sinn,
des § 1 private Unternehmen und/ oder Hilfsorganisationen bgau
tragen. Uber die Beauftragung entscheidet der Leiter der -

wehr. Ein Rechtsanspruch auf Beauftragung besteht ni
(2) Fir die Beauftragung privater Unternehmen oder orga-
nisationen werden Gebiihren erhoben. Die HS Gebiihren
Ko

richtet sich nach den tatsédchlichen angefallgn
(3) § 10 Abs. 3 gilt entsprechend. s

Kosten- un iithrenschuldner

entféllt > siehe § 5

\$
,\/'\,

) §6
nspruchnahme privater Unternehmen und
Hilfsorganisationen

Die Feuerwehr kann zur Unterstiitzung bei Leistungen im Sinne des
§ 1 private Unternehmen und/oder Hilfsorganisationen beauftragen.
Uber die Beauftragung entscheidet der Leiter der Feuerwehr. Ein
Rechtsanspruch auf Beauftragung besteht nicht.

(2) Fur die Beauftragung privater Unternehmen und/oder Hilfsorgani-
sationen wird Kostenersatz geltend gemacht. Die H6he des Kos-
tenersatzes richtet sich nach den tatséchlichen angefallenen Kos-
ten.

(3) § 4 Abs. 4 gilt entsprechend.

entfallt > siehe § 4
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(1)

(2)

)

(2)

3)

4)

Die Bestimmung der Ersatzpflichtigen nach Einsitzen nach § 41
Abs. 2 FSHG richtet sich nach § 2 Nr. 1 bis 8 dieser Satzung.
Wird der Einsatz von mehreren in Anspruch genommen, so ist je-
der zahlungspflichtig. Mehrere Zahlungspflichtige haften als Ge-
samtschuldner.

Bei Brandsicherheitswachen und freiwilligen Hilfeleistungen ist
zur Zahlung der Gebiihr verpflichtet, wer die Leistung selbst oder
durch Dritte, deren Handhabung ihm hinzuzurechnen ist, veran-
lasst hat. Abs. 1 Sétze 2 und 3 gelten entsprechend.

§10
Zahlungsfilligkeit

nach Erhalt des Kostenbescheides an die Stadt zu zahl

Der Kostenersatz sowie die Gebiihren sind innerhalb eine@ S

Riickstindige Geldbetrige werden gemill denBestim en des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes fiir das L ordrhein-
Westfalen vom 13.05.1980 (GV. NW. S. 51 jeweils gel-

tenden Fassung beigetrieben.

n'wwerden, soweit dies
drte wire oder auf-
echtfertigt ist.

Von dem Ersatz der Kosten kann ab
nach Lage des Einzelfalles ei i
grund eines gemeindlichen Int

Die Stundung des K@gten %chtet sich nach den Vorschrif-
ten des Kommunal-Abgg@bengeSetzes fiir das Land Nordrhein-

Westfalen.

§7
Entstehung und Falligkeit

1) Die Kostenersatzschuld entsteht mit Beendigung der Leistung der
Feuerwehr.

(2) Der Kostenersatz wird einen Monat nach Bekanntgabe des Kosten-
bescheides an den Kostenersatzpflichtigen zur Zahlung fallig.

(3) Riickstandige Geldbetrage werden gemafi den Bestimmungen des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes fir das Land Nordrhein-
Westfalen vom 19. Februar 2003 in der derzeit glltigen Fassung
beigetrieben.
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§11
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung iiber die Erhebung von Kostenersatz und
Gebiihren fiir die Inanspruchnahme der Freiwilligen Feuerwehr Hii-
ckeswagen vom 20.04.2010 auBer Kraft; der Kostentarif in der ab dem
01.01.2002 giiltigen Fassung ist hiervon nicht beriihrt.

Qe

(1) Diese Satzung und d@r dieser Satzung als Anlage 1 beigefligter

Kostentarif ag ch ihrer Verdffentlichung in Kraft.
9
(2) Am gl tritt die bis dahin gliltige Satzung der Schloss-
Stadt Uber die Erhebung von Kostenersatz und Ge-

ren for nanspruchnahme der Freiwilligen Feuerwehr Hu-
e eQ,vom 02.07.2013 auBer Kraft.

10
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Ubersicht der Kostensitze

bisheriger
Bezeichnung Kostenersatz
[je Stunde]
l. Personalkosten
1. je Angehdriger der Freiwilligen Feuerwehr 15,00 €
2. je Angehdriger der Freiwilligen Feuerwehr in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00
. 22,50 €
Uhr und an Sonn- und Feiertagen
Il. Einsatz von Fahrzeugen nach Fahrzeuggruppen
1. Kommandowagen (KdoW) K. A.
2. Einsatzleitwagen (ELW) 30,00 €
3. Mehrzweckfahrzeug (MZF), Mannschaftstransportfahrzeug (MTF) k. A.
4. Tankléschfahrzeug (TLF) 50,00 €
5. Léschgruppenfahrzeug (LF) 50,00 €
6. Tragkraftspritzenfahrzeug (TSF) 40,00 €
7. Hilfeleistungsléschgruppenfahrzeug (HLF) K. A.
8. Rustwagen (RW) 55,00 €
9. Drehleiter (DL) 90,00 €
10. Rettungsboot 5,00 €

Obergrenze
Kostenersatz
[je Stunde]

24,01 €

24,01 €

38,26 €
41,67 €
42,47 €
95,74 €
104,55 €
75,44 €
98,13 €
116,01 €

115,45 €
20,02 €

¢ OdOlL



TOP O 3

Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Fachbereich Il - Leistungs- und Ordnungsverwaltung
Sachbearbeiter/in: Claudia Kowalski

Vorlage

Datum: 26.10.2015
Vorlage FB 11/2866/2015

TOP Betreff
2. Fortschreibung des Brandschutzbedarfsplans fur die Schloss-Stadt
Hulckeswagen

Beschlussentwurf:
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt / Der Rat beschliel3t die 2. Fortschreibung des
Brandschutzbedarfsplanes auf der Basis des Entwurfs vom 08.09.2015.

Beratungsfolge Termin Behandlung
Haupt- und Finanzausschuss 12.11.2015 | 6ffentlich
Rat 26.11.2015 | 6ffentlich

Sachverhalt:

Die Notwendigkeit einer langfristigen Planung und eines vergleichbaren Feuerschutzes fir
alle Birger hat der Gesetzgeber erkannt. Mit der Neufassung des Gesetzes Uber den Feuer-
schutz und die Hilfeleistung (FSHG) hat er dies im § 22 Abs. 1 geregelt:

"Die Gemeinden haben unter Beteiligung ihrer Feuerwehr Brandschutzbedarfsplane und Pla-
ne flr den Einsatz der 6ffentlichen Feuerwehr aufzustellen und fortzuschreiben.”

Die im August 2014 beauftragte Fa. Luelf & Rinke Sicherheitsberatungs GmbH hat in Zu-
sammenarbeit mit der Wehrleitung der Freiwilligen Feuerwehr und der Stadtverwaltung die
zweite Fortschreibung erstellt.

Die wesentlichen Ergebnisse des BSBP wurden in zwei Sitzungen im hierfur aus Mitgliedern
der Fraktionen, der Verwaltung und der Feuerwehr gegriindeten ,,Arbeitskreis Feuerwehr*
vorgestellt, erlautert, diskutiert sowie Anderungswiinsche aufgenommen und neu eingepflegt.
Die textliche Fassung des BSBP ist als Anlage beigefugt.

Herr Simon Zens - Senior-Berater der Firma Luelf & Rinke Sicherheitsberatungs GmbH - aus
Kaarst stellt die 2. Fortschreibung des Brandschutzbedarfsplans (BSBP) mit den definierten
Schutzzielen und den im Sollkonzept enthaltenen MaRnahmen bezliglich Personal, Standorten
und Fahrzeugen vor und steht fir Fragen zur Verfligung.

26



Finanzielle Auswirkungen:

Beteiligte Fachbereiche:

FB Il

Kenntnis
genommen

Burgermeister 0.V.i.A. Claudia Kowalski

Anlagen:

Entwurf des Brandschutzbedarfsplans vom 08.09.2015
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Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Fachbereich Il - Leistungs- und Ordnungsverwaltung
Sachbearbeiter/in: Kai Waier

Vorlage

Datum: 20.10.2015
Vorlage FB 11/2858/2015

TOP Betreff
Richtlinien Zuschisse Schloss-Stadt Hlckeswagen

Beschlussentwurf:
Der Haupt- und Finanzausschuss beschlie3t die von der Verwaltung Gberarbeitenden und zu-
sammengefassten Richtlinien der Schloss-Stadt Hiickeswagen uber die Gewéhrung von Zu-

schiissen.
Beratungsfolge Termin Behandlung
Haupt- und Finanzausschuss 12.11.2015 | offentlich

Sachverhalt:
Seitens der Verwaltung sind die Richtlinien der Schloss-Stadt Hiickeswagen fir die Gewéh-
rung von Zuschissen tberarbeitet und zusammengefasst worden. Die neuen Richtlinien um-

fassen nun die Zuschusse zur Sportférderung, Kulturférderung, Jugendférderung sowie sons-
tige Zuschdisse.

Finanzielle Auswirkungen:

Beteiligte Fachbereiche:

FB

Kenntnis
genommen

Burgermeister 0.V.i.A. Kai Waier

28



Anlagen:
Richtlinien der Schloss-Stadt Hiickeswagen ber die Gewahrung von Zuschissen.

29
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II.
I1I.
IV.

Teil I

1.1

1.2

1.3

1.4

1.5

2.1

2.2

Richtlinien E@
o

der Schloss-Stadt Hiickeswagen

uber die Gewahrung von Zuschiissen

Zuschiisse zur Sportforderung

Zuschiisse zur Kulturforderung

Zuschiisse zur Jugendforderung

Sonstige Zuschiisse der Stadt Hiickeswagen

Zuschiisse zur Sportforderung

Allgemeine Grundsatze

Die Schloss-Stadt Hlckeswagen férdert im Rahmen der jahrlich
vorgesehenen Haushaltsmittel die ortsansassigen Vereine, die dem
Stadtsportverband angeschlossen sind und Jugendarbeit betreiben.

Fir die Teilnahme Hlckeswagener Vereine an Uberregionalen
Meisterschaften gewahrt die Schloss-Stadt Hickeswagen im Rahmen
dieser Richtlinien sowie vorhandener Haushaltsmittel Zuschusse.

Vereine, die vereinseigene Sportstatten unterhalten, werden nach
diesen Richtlinien geférdert.

Der Stadtsportverband erhdlt einen jahrlichen Zuschuss in Hohe
2.000,00 € flr die Jugendarbeit der Sportvereine. Die Mittel sind an die
einzelnen Vereine nach Ermessen zu verteilen.

Auf Zuschisse nach diesen Richtlinien besteht kein Rechtsanspruch.
Gewahrte Zuschusse sind wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.
Voraussetzungen fiir eine Forderung nach Nr. 1.2

Gefordert wird die Teilnahme Hickeswagener Vereine an Deutschen-,
Europa- und Weltmeisterschaften sowie an Olympischen Spielen.

Als forderungsfahig anerkannt werden kdénnen

a) Die Kosten der Hin- und Ruckfahrt flr Sportler und notwendige
Betreuer;

b) Startgeld;

c) Angemessene Ubernachtungs- und Verpflegungskosten fiir Sportler
und Betreuer.
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2.3

3.1

3.2

Die Gesamthdhe der Zuschlisse nach Pkt. 2.2 a) bis c) darf je
FérdermaBnahme 500,00 € nicht Ubersteigen.

Voraussetzungen fiir die Féorderung nach 1.3

Voraussetzung flr die Férderung gemaB Nr. 1.3 dieser Richtlinien ist,
dass die Sportstatte

a) Von einem als gemeinnltzig anerkannten o&rtlichen Verein mit
glltiger Korperschaftssteuerbefreiung unterhalten wird;

b) Im Gebiet der Schloss-Stadt Hlickeswagen gelegen ist;

c) Uber die Mitgliedschaft im jeweiligen Verein der Offentlichkeit zur
Nutzung angeboten wird;

d) In gutem Zustand und ohne Unfallgefahr sportlich nutzbar ist;

e) Falls nicht voll ausgelastet, auch anderen Sportvereinen gegen
Erstattung der reinen Auslagen zur Benutzung zur Verfiigung steht;

f) Im Bedarfsfalle der schulischen Nutzung unentgeltlich zur Verfigung
gestellt wird;

Hbéhe der jahrlichen Zuschisse im Einzelnen:

Zur laufenden Unterhaltung der vereinseigenen Sportstatten werden
folgende jahrlichen Pauschalbetrage gewahrt:

a) Fur die ATV-Turnhalle 4.140,00 €
b) Fir die TBH-Turnhalle 3.990,00 €
c) Fiar die TVW-Turnhalle 3.370,00 €
d) Fiur den SchitzenschieBstand 2.450,00 €
e) Fur die Anlage des TC Blau-Rot 500,00 €
f) Fur die Anlage des TC'73 500,00 €

Die Zuschlisse werden in einer Summe an den Stadtsportverband
zur entsprechenden Verteilung Uberwiesen.
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Teil II

Teil III

Zuschiisse zur Kulturforderung

Allgemeine Grundsatze

Die Schloss-Stadt Hlckeswagen fordert im Rahmen der jahrlich
vorgesehenen Haushaltsmittel die ortsansassigen Kulturvereine in Héhe
von 2.000,00 €.

Der Zuschuss wird in einer Summe an den Stadtkulturverband zur
weiteren gleichmaBigen Verteilung Uberwiesen.

Das Stadtepartnerschaftskomitee erhalt fir seine Arbeit einen jahrlichen
Zuschuss in Héhe von 2.560,00 €.

SchloBkonzerte Hlckeswagen erhdlt zur  Durchfihrung von
Veranstaltungen einen jahrlichen Zuschuss in Héhe von 3.500,00 €.

Auf Zuschlisse nach diesen Richtlinien besteht kein Rechtsanspruch.
Gewahrte Zuschusse sind wirtschaftlich und sparsam zu Verwenden.

Die Auszahlung der Zuschiisse erfolgt durch die Verwaltung nach
Genehmigung des Haushaltsplanes.

Zuschiisse zur Jugendforderung

Richtlinien liber die Gewahrung von Zuschiissen zur Durchfithrung von
Jugendfahrten

Grundsatze und Forderungsabsicht

Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen sollen durch die gefdrderten
MaBnahmen die Mdglichkeit erhalten, sich zu erholen, altersgemaBe
Erfahrungen innerhalb einer Gruppe zu sammeln und sich in ihrer
Persdnlichkeit weiterzuentwickeln.

Internationale BegegnungsmaBnahmen sollen zum besseren Verstandnis

anderer Kulturen, Gesellschaftsordnungen und Lebensverhaltnisse
beitragen.
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3.1

3.2

Antragsberechtigte Trager

Antragsberechtigt sind die gemaB § 75 Kinder- und Jugendhilfegesetz -
KIJHG - anerkannten Trager der freien Jugendhilfe.

Andere Jugendinitiativen koénnen im begrindeten Einzelfall geférdert
werden.

MaBnahmen der stadtischen Jugendpflege sind grundsatzlich ebenso
zuschussfahig.

Voraussetzungen der Forderung

Aufenthaltsdauer

Férderungsfahige MaBnahmen miissen mindestens 4 Tage dauern. An-
und Abreisetag gelten als 2 Tage. Die maximale Fdrderungsdauer
betragt 21 Tage.

Ab dem 1.5. des Jahres kénnen daruber hinaus Antrage auf Férderung
von Wochenendfreizeiten gestellt werden. Diese MaBnahmen werden
nachrangig nur im Rahmen noch =zur Verfigung stehender
Haushaltsmittel geférdert.

Als WochenendmaBnahmen gelten MaBnahmen mit mindestens einer
Ubernachtung.

Gruppenstarke und Altersbegrenzung

Es missen mindestens 6 Kinder und Jugendliche aus Hlckeswagen an
der MaBnahme teilnehmen.

Die teilnehmenden Kinder und Jugendlichen miuissen im Jahr der
Durchfliihrung der MaBnahme zumindest 8 und héchstens 18 Jahre alt
sein und ihren Wohnsitz in Hickeswagen haben. Das gleiche gilt fur die
Teilnehmerlnnen, die darlber hinaus maximal 27 Jahre alt sind, soweit
sie sich noch in einer Schul- bzw. Berufsausbildung befinden,
Grundwehrdienst bzw. Zivildienst ableisten oder Uber kein eigenes
Einkommen verfiigen, wenn die Mehrzahl der Teilnehmer 8 bis 18 Jahre
alt ist.

Als Jugendgruppenleiter eingesetzte Personen sind ohne
Altersbegrenzung in die Férderung eingeschlossen. Diese mussen ihren
Wohnsitz nicht zwingend in Hlckeswagen haben. Pro angefangene 6
TeilnehmerInnen kann ein(e) Betreuer(in) bezuschusst werden.

Bei Jugendfahrten mit Selbstversorgung sind dariber hinaus zwei
Personen als Klichenpersonal zuschussfahig.

Bei integrativen MaBnahmen kdnnen dariber hinaus zusatzlich
BetreuerInnen bezuschusst werden bis maximal zur doppelten Anzahl.
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3.3

Voraussetzungen fur Jugendgruppenleiter

Leiter und Betreuer missen im Besitz einer gultigen JULEICA
(Jugendgruppenleitercard) sein. Ausgenommen hiervon sind
ausgebildete padagogische Fachkrafte.

Der / die Leiter(in) einer MaBnahme muss volljahrig sein. Darlber
hinaus ist es padagogisch sinnvoll, dass die uUbrigen BetreuerInnen
deutlich alter als die TeilnehmerInnen sind.

3.4 Versicherungsschutz

3.5

4.

4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

Der Trager der MaBnahme hat bei Antragstellung zu erklaren, dass fur
alle TeilnehmerInnen und BetreuerInnen ausreichender
Versicherungsschutz besteht. Notwendig ist hier der Abschluss einer
Haftpflichtversicherung flir Betreuerlnnen, die Schaden durch
Aufsichtspflichtverletzungen abdeckt.

Voraussetzungen flur Zeltlager und behelfsmaBige Unterklnfte

Bei MaBnahmen, die in Zelten oder behelfsmaBigen Unterkiinften
durchgefihrt werden, muss dem Antrag eine rechtsverbindliche
Erklarung des Trdagers der MaBnahme beigefiigt sein, aus der
hervorgeht, dass der Platz Uber ausreichende sanitare Anlagen verflgt,
die den TeilnehmerInnen wéhrend der MaBnahme zur Verfiigung stehen.

Dies gilt nicht flir 6ffentlich anerkannte Jugendzeltplatze.

Forderungsgrenzen

Nicht geférdert werden:

MaBnahmen, bei denen nicht die Mehrzahl der Teilnehmer im Alter von 8
bis 18 Jahren ist.

Teilnahme an Pauschalangeboten von kommerziell ausgerichteten
Reiseunternehmen, soweit dies nicht lediglich der nachzuweisenden
Reduzierung von Fahrtkosten dient und die eigenstandige Gestaltung der
MaBnahme nicht beruhrt wird;

MaBnahmen, flr die keine ausreichende Zahl Jugendgruppenleiter mit
entsprechender Qualifikation zur Verfligung stehen;

MaBnahmen, die flr Jungen und Madchen durchgefiihrt werden, wenn
nicht mindestens je eine weibliche und ein mannlicher Begleiter(in) zur
Verfligung steht;

MaBnahmen, bei denen nicht mindestens pro angefangene 10 Teilnehmer
eine Betreuungsperson eingesetzt wird;
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4.6

4.7

4.8

5.1

5.2

5.4

6

6.1

6.2.

7

7.1

MaBnahmen, die zu mehr als 1/3 ihrer Dauer aus Fahrzeiten bestehen, mit
Ausnahme von Radtouren und Schiffstouren;

MaBnahmen, die Uberwiegend schulischen, religidsen, sportlichen,
gewerkschaftlichen, musischen oder parteipolitischen Charakter haben und
bei denen somit nicht mehr der Freizeit - und Erholungsgedanke im
Vordergrund steht, sondern das Vermitteln tendenzieller Werte.

MaBnahmen, die bei Antragstellung bereits begonnen oder abgeschlossen
sind.

Hohe des Zuschusses

Der Zuschuss betragt flir jede(n) TeilnehmerIn, Betreuerln und
Klchenpersonal, welche die Voraussetzungen erflllen, 2,-- € je Tag.

Fir Kinder und Jugendliche, die von Leistungen der Sozialhilfe oder
vergleichbaren offentlichen Leistungen abhangig sind (oder deren
Erziehungsberechtigte) verdoppelt sich der Zuschussbetrag. Das gleiche
gilt fir behinderte Kinder und Jugendliche.

Der Trager der MaBnahme hat den Grund der erhdhten Fdérderung
rechtsverbindlich zu erklaren.

Auf den Zuschuss besteht kein Rechtsanspruch. Die Stadt ist ermachtigt,
zum Zwecke einer gleichmaBigen und gerechten Verteilung an alle
Antragsteller, vorhandene Mittel aufzuteilen und geringere Forderbetrage
festzulegen, sofern die zur Verfligung stehenden Haushaltsmittel nicht
ausreichend sind.

Antragsverfahren

Der Trager der MaBnahme reicht einen Antrag bis spatestens 30.04. des
Jahres ein, in dem die MaBnahme stattfindet. Finden MaBnahmen vor dem
30.04. statt, so muss der Antrag einen Monat vor Beginn gestellt sein.

Nach dem 30.04. beantragte MaBnahmen koénnen nur im Rahmen
eventuell noch verfugbarer Haushaltsmittel geférdert werden.

Verwendungsnachweis

Der Trager hat eine Teilnehmerliste zu flihren, die Namen, Anschriften,
Geburtsdaten und Bestatigung der Teilnahme durch eigenhandige
Unterschrift enthalt sowie ggfs. weitere Angaben, welche flr die Férderung
von Bedeutung sind. Diese Liste ist innerhalb von 4 Wochen nach
Abschluss der MaBnahme bei der Stadt Hlickeswagen einzureichen.
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7.2. Die rechtsverbindliche Erklarung, dass die MaBnahme in der angegebenen
Weise stattgefunden und alle Personen, die unterschrieben haben, auch
tatsachlich teilgenommen haben, ist vom Trager / Leiter zu
unterschreiben.

Teil IV Sonstige Zuschiisse der Stadt Hiickeswagen

Die nachfolgenden Zuschiisse werden ohne Antrag durch die Verwaltung
nach genehmigtem Haushaltsplan ausgezahlt. Auf die entsprechenden
Zuschulsse besteht kein Rechtsanspruch.

1. Die DLRG erhalt zur Unterstlitzung der Einsatzbereitschaft an der Bever
sowie zur Unterhaltung der Rettungswachstation einen jahrlichen Zuschuss
in H6he von 2.500,00 €.

2. Fir die Durchflihrung von Martinsziigen erhalt die Léwengrundschule einen
Zuschuss in Ho6he von 300,00 € und die Gemeinschaftsgrundschule
Wiehagen einen Zuschuss in Hohe von 200,00 €.

3. Der Verein Mittendrin erhalt fir seine Tatigkeit eine jahrliche Pauschale in
Hoéhe von 200,00 €.

Stand 25.08.2015
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TOPO 5

Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Fachbereich | - Steuerungsunterstiitzung / Service
Sachbearbeiter/in: 1sabel Bever

Vorlage

Datum: 28.10.2015
Vorlage FB 1/2873/2015

TOP Betreff
Erwerb einer Beteiligung

Beschlussentwurf:
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt / der Rat beschlief3t
- vorbehaltlich der Zustimmung der Gesellschafter der OVAG mbH -

a.) Den Ankauf von 88 Geschéftsanteilen an der Oberbergischen Verkehrsgesellschaft
mbH von der Hanse — Stadt Wipperfirth zum Wert von insgesamt 100.869,12 €

b.) Die Berufung von Herrn Birgermeister Dietmar Persian als Vertreter in die Gesell-
schafterversammlung sowie die Berufung von Frau Stadtkdmmerin Isabel Bever als
dessen Vertreterin

Beratungsfolge Termin Behandlung
Haupt- und Finanzausschuss 12.11.2015 | offentlich
Rat 26.11.2015 | offentlich

Sachverhalt:

Der OPNV wird im Oberbergischen Kreis durch die OVAG — Oberbergische Verkehrsgesell-
schaft mbH — durchgefihrt, die sich in ausschlieBlich kommunaler Tréagerschaft befindet.

Bisher ist die Schloss — Stadt Hiickeswagen nicht Gesellschafter. Wie in der Haushaltspla-
nung 2015 beschlossen ist der Ankauf von Geschaftsanteilen vorgesehen, um Einfluss auf den
OPNV insgesamt zu gewinnen und um Vorteile beim Schiilerspezialverkehr zu generieren.

Verluste der OVAG mbH werden nicht von den Gesellschaftern getragen, da der Oberbergi-
sche Kreis als Aufgabentrager des OPNV der OVAG einen entsprechenden Zuschuss leistet.
Der jahrliche Zuschuss als Ausgleich fir nicht anderweitig gedeckte Mehrkosten ermittelt
sich nach dem Verkehrsdienstevertrag, der zwischen der OVAG und dem Oberbergischen
Kreis geschlossen wurde.

Vorbehaltlich der Zustimmung der Gesellschafterversammlung ist ein direkter Ankauf von
Anteilen maoglich, die aktuell die Hanse — Stadt Wipperfiirth halt.
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Nach dem aktuellen Gesellschaftsvertrag der OVAG GmbH betrdgt das Stammkapital
4.704.000 €, eingeteilt in 5.880 Geschéftsanteile im Nennwert zu 800 €.

Beabsichtigt ist der Ankauf von 88 Geschaftsanteilen mit einem Wert von je 1.146,24 € auf
Basis der Bilanzwerte zum 31.12.2014.

Der Beteiligungswert der Schloss — Stadt Hlickeswagen betragt dann 1,49 %.

Der Nennwert pro Anteil in Hohe von 800 € ergibt sich aus dem Stammbkapital und der An-
zahl der Anteile. Der Ankaufswert ergibt sich aus der jeweils letzten Bewertung im Rahmen
der Bilanzierung.

Das weitere Verfahren ist so ausgestaltet, dass zunéchst alle Gesellschafter der OVAG — de-
nen grundsétzlich ein Vorkaufsrecht zukommt — auf dieses verzichten miissen. Nach miindli-
chen Aussagen soll dieses nicht ausgetibt werden, da sich die Mehrheitsverhaltnisse ansonsten
nicht dndern und die Gbrigen beteiligten Kommunen keine Anderungen in dieser Hinsicht
planen.

Die Geschéaftsfuhrung der OVAG mbH hat mit Schreiben vom 02.11.2015 alle Gesellschafter
informiert und um entsprechende Ratsentscheidungen gebeten.

Die Vorlagen fiir die Rate zum Verkauf / Ankauf der Anteile erfolgen in Wipperfurth und
Huckeswagen parallel. Daraufhin erfolgen die notarielle Abwicklung des Kaufvertrages und
die Eintragung der Anteile.

Es ist ein Vertreter in die Gesellschafterversammlung zu berufen. Dies ist Ublicherweise der
Burgermeister und im Rahmen seiner Vertretung der Stellvertreter im Amt.

Es wird daher vorgeschlagen, Herrn Blrgermeister Dietmar Persian zu berufen, als Vertrete-
rin Frau Stadtkdmmerin Isabel Bever.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Mittel wurden im Haushalt 2015 eingeplant.

Beteiligte Fachbereiche:

FB '

Kenntnis
genommen

Biirgermeister 0.V.i.A. Isabel Bever
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TOPO 6

Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Fachbereich | - Steuerungsunterstiitzung / Service
Sachbearbeiter/in: 1sabel Bever

Vorlage

Datum: 13.10.2015
Vorlage FB 1/2847/2015

TOP Betreff
Offentlich - rechtliche Vereinbarung tiber die Durchfuihrung der
Abfallentsorgung

Beschlussentwurf:

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt / der Rat beschlief3t, von der in 8 5 Satz 2 der 6f-
fentlich — rechtlichen Vereinbarung zwischen dem Bergischen Abfallwirtschaftsverband und
der SchloB — Stadt Hiickeswagen Uber die Durchfiihrung der Abfallentsorgung genannten
Kilindigungsmdglichkeit keinen Gebrauch zu machen.

Beratungsfolge Termin Behandlung
Haupt- und Finanzausschuss 12.11.2015 | offentlich
Rat 26.11.2015 | offentlich

Sachverhalt:

Der Rat hat in seinen Sitzungen am 13.04.2000 und am 26.06.2000 die vg. Offentlich — recht-
liche Vereinbarung beschlossen.

Die Vereinbarung kann alle 5 Jahre gekiindigt werden unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist
von einem Jahr zum Ende des Kalenderjahres. Bisher hat der Rat von diesem Kiundigungs-
recht regelméafiig keinen Gebrauch gemacht.

Nach dieser Regelung ware der ndchste mdogliche Kiindigungstermin der 31.12.2016, die
Kiindigung musste dann bis zum 31.12.2015 erfolgen.

Dementsprechend sind Qualitats- und Kostenaspekte abzuwégen. Eine Alternative zur derzei-
tigen Vereinbarung bietet sich aktuell nicht an. Eine andere Organisationsform wére vor allem
dann zu erwégen, wenn finanzielle Vorteile erkennbar waren.

Diese sind jedoch nicht ersichtlich. Die Aufgaben werden vom BAV qualitativ gut ausgefihrt
und durch den Beirat sind vielfaltige Mitwirkungs- und Gestaltungsmoglichkeiten gegeben.
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Zusammenfassend sind folgende Aspekte hervorzuheben:

e Kontinuitat der Gebihrenentwicklung; das Niveau der Gebuhren bleibt in der Regel
relativ konstant, teilweise waren Gebuihrensenkungen moglich

e Angemessenheit der Gebuhren; das Preisverhdltnis ist in Bezug auf den System-
standard nicht zu beanstanden

e Einflussmdglichkeiten nach den Gegebenheiten vor Ort sind vorhanden; der Rat hat
Uber den Beirat individuelle Gestaltungsmoglichkeiten in Bezug auf die Leistungs-
und Gebuhrenstrukturen

Die Kooperation mit dem BAV sollte demnach fortgefiihrt werden; Griinde fiir eine Kundi-
gung liegen nicht vor.

Finanzielle Auswirkungen:

Beteiligte Fachbereiche:

FB '

Kenntnis
genommen

Burgermeister 0.V.i.A. Isabel Bever
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TOPO 7

Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Ratsburo
Sachbearbeiter: Torsten Kemper

Vorlage

Datum: 27.10.2015
Vorlage RB/2872/2015

TOP Betreff
Offentlich-rechtliche Vereinbarung tiber das gemeinsame Archiv

Beschlussentwurf:

Der Rat der Schloss-Stadt Hiickeswagen beschlie3t die Einrichtung eines gemeinsamen Ar-
chivs mit der Hansestadt Wipperfurth auf der Basis der vorliegenden 6ffentlich-rechtlichen
Vereinbarung.

Beratungsfolge Termin Behandlung
Haupt- und Finanzausschuss 12.11.2015 | offentlich
Rat 18.12.2015 | offentlich

Sachverhalt:

In seiner Sitzung am 29.09.2015 hat der Rat der Schloss-Stadt Hiickeswagen den Umzug des
Stadtarchivs nach Wipperfirth in die Alice-Salomon-Schule mehrheitlich beschlossen. An
diesem Standort soll ein gemeinsames Archiv der Stadte Wipperfirth und Hiickeswagen auf-
gebaut werden. Da das bisherige Gebaude in der Ewald-Gnau-Stralie als Fliichtlingsunter-
kunft genutzt wird, sind die Archivalien bereits im neuen Standort in der Alice-Salomon-
Schule untergebracht wurden.

Grundlage dieser Zusammenarbeit soll — wie auch bei den anderen interkommunalen Projek-
ten —eine offentlich-rechtliche Vereinbarung werden, die die Rahmenbedingungen der Koope-
ration festschreibt.

Als Grundlage fir den dieser VVorlage beigefligten Entwurf einer 6ffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung dienten die 6ffentlich-rechtlichen Vereinbarungen, die fiir die Gbrigen Bereiche der
Kooperation mit Wipperflrth abgeschlossen wurden. Dabei wurden die Elemente, die sich auf
die Aufgaben des Archivs beziehen, auf VVorschlag der Archivberatungsstelle formuliert.

Der Entwurf wurde mit der Hansestadt Wipperfurth abgestimmt und liegt derzeit der Kom-
munalaufsicht zur Abstimmung vor. Nach Beschluss durch die beiden Réte muss eine Ge-
nehmigung der 6ffentlich-rechtlichen Vereinbarung durch die Aufsichtsbehorde erfolgen. Da
der Entwurf auf den bereits genehmigten Vereinbarungen in den anderen Bereichen beruht,
wird von keinen gréReren Problemen bei der Genehmigung ausgegangen.
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Nachfolgend einige Erlduterungen zu einzelnen Paragraphen der 6ffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung.

81

Allgemeine Regelung. Es wird — wie bei den anderen Bereichen - eine mandatierende offent-
lich-rechtliche Vereinbarung abgeschlossen. Das heif3t, die Aufgabe bleibt formal bei den
einzelnen Stéadten, lediglich die Aufgabendurchfiihrung wird auf das gemeinsame Archiv
Ubertragen.

§2

Spezielle Regelungen zum Umgang mit Archivgut — formuliert nach Empfehlung der Archiv-
beratungsstelle.

Wichtig ist, dass das Archivgut selbstverstandlich im Eigentum der einzelnen Stédte bleibt
(ziffer 3) und dass besondere Anspriiche der einzelnen Stédte Beriicksichtigung finden. Will
also beispielsweise eine Stadt ein Zeitungsarchiv fiihren, wahrend die andere dies nicht méch-
te, so hat das gemeinsame Archiv die unterschiedlichen besonderen Archivierungsanliegen zu
berticksichtigen.

§3

Hier sind die Regelungen zum Personal aufgenommen. Das gemeinsame Archiv wird mit
1,06 Stellen eingerichtet. Damit sind Ausweitungen der Offnungszeiten und des Services
durch die Kooperation im Vergleich zum bisherigen Hiickeswagener Archiv moéglich. Die
Hickeswagener Mitarbeiterinnen, die bisher im Archiv arbeiten, werden an die Hanse-Stadt
Wipperfurth gestellt. Hierzu wird nach bewéhrtem Muster ein Personalgestellungsvertrag
zwischen den beiden Stadten abgeschlossen. Fir die Mitarbeiterinnen ergibt sich hierdurch
personalrechtlich keine Verschlechterung.

Bei Ausscheiden der Hiickeswagener Mitarbeiterinnen werden zukiinftige Neubesetzungen
regelmaRig durch die Hansestadt Wipperfirth vorgenommen.

§4

Die Aufteilung der Kosten des gemeinsamen Archives erfolgt wie bei den anderen Projekten
(Ausnahme: Bauhof) auf der Grundlage der Personal- und Sachkosten nach KGSt. Damit sind
die Personalkosten sowie die Kosten der Biros, in denen das Personal arbeitet, abgegolten.
Ebenso sind beispielsweise Kosten flr spezielle Software enthalten.

Im Gegensatz zu den anderen Projekten, in denen es sich ,,nur* um Mitarbeiter in den Biiros
handelt, sind hier auch erhebliche Lagerflachen fiir das Archivgut vorzuhalten. Dies wird so-
weit moglich in sogenannten Kompaktanlagen gelagert, die speziell fir die Lagerung von
Archivgut konzipiert sind. Dies stellt eine deutliche Verbesserung zur bisherigen Lagerung in
Regalen dar.

Die Kosten dieser Archivraume sind nicht in den Kosten nach KGSt enthalten. Deswegen
werden die Raumkosten flr diese R&ume separat ausgewiesen und entsprechend aufgeteilt.

Die Kosten werden nach dem Verhaltnis der Einwohnerzahlen der beiden Stadte aufgeteilt.
Dies entspricht derzeit einem Verhéltnis von ca. 41 % zu 59 %.

Neben diesen aufzuteilenden Kosten werden auRerdem spezielle Kosten aufgefiihrt, die sepa-

rat abzurechnen sind. Diese wiirden anfallen, wenn eine Kommune beispielsweise besondere
Restaurierungsarbeiten an einzelnen Archivstiicken vornehmen mdchte. Da dies speziell einer
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Stadt zuzurechnen ist, wird dies nicht aufgeteilt. Gleiches gilt fur die Vernichtung von Ar-
chivgut.

85
Allgemeine Regelungen zum Versicherungsschutz

86

Regelungen zur Dauer, zur Evaluation und zu einer méglichen Auflésung des Vertrages. Die-
se Regelungen sind analog der Ubrigen 6ffentlich-rechtlichen Vereinbarungen getroffen wor-
den. Es wird eine Mindestdauer von 5 Jahren festgeschrieben. Nach vier Jahren erfolgt eine
Evaluation. Bei Auflosung des Vertrages miissen Personal und Material (naturlich nicht das
Archivgut) unter den Kommunen aufgeteilt werden.

§7,8und9
Ubliche formelle vertragliche Reglungen

§10
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung soll zum 01.01.2016 in Kraft treten. Dies gilt vorbe-
haltlich der Genehmigung durch die Kommunalaufsicht.

Finanzielle Auswirkungen:
Die Kostenverteilung wird wie oben unter § 4 erldutert vorgenommen werden.

Eine erste Kostenermittlung in Zusammenarbeit mit der Hansestadt Wipperfurth hat ergeben,
dass die jahrlichen Personal- und Sachkosten nach KGSt sich fiir beide Kommunen auf knapp
60.200 Euro summieren. Hinzu kommen Raumkosten fur die Archiv- und Besucherrdume in
Hohe von knapp 49.300 Euro. Die Gesamtkosten von etwa 109.500 € wiirde dann entspre-
chend der Einwohnerzahlen aufgeteilt, so dass sich fiir Hlickeswagen derzeit Kosten in Héhe
von 45.100 € jdhrlich ergeben.

Beteiligte Fachbereiche:

FB

Kenntnis
genommen

Biirgermeister 0.V.i.A. Torsten Kemper
Anlagen:

Entwurf der 6ffentlich-rechtlichen Vereinbarung ,,Gemeinsames Archiv*
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TOPO 7

Offentlich-rechtliche Vereinbarung

der Schloss-Stadt Hickeswagen und der Hansestadt Wipperfirth

zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dem Archivgesetz NRW durch die
Einrichtung eines gemeinsamen Archives

Praambel

Die Stadte Huckeswagen und Wipperfurth haben den Entschluss gefasst, die Aufga-
ben des kommunalen Archives, die bisher durch eigene Archive ausgefihrt wurden,
gemeinsam in einem neu einzurichtenden Archiv auf dem Gebiet der Hansestadt
Wipperfirth wahrzunehmen.

Aus diesem Grunde schlie3en die Vertragskommunen zur Wahrnehmung der Aufga-
ben nach dem Archivgesetz NRW durch die Errichtung eines gemeinsamen Archives
die folgende offentlich-rechtliche Vereinbarung gem. 88 1 und 23 des Gesetzes uber
die kommunale Gemeinschaftsarbeit des Landes Nordrhein-Westfalen (GkG) vom
01.10.1979 - SGV. NRW. 202 - sowie gem. 8 10 des Gesetzes uber die Sicherung
und Nutzung 6ffentlichen Archivguts im Lande Nordrhein-Westfalen (ArchivG NRW)
vom 16.03.2010 - SGV. NRW. 221 - in den jeweils zum Zeitpunkt des Abschlusses
dieser Vereinbarung gultigen Fassungen. Sie schlieRen diese Vereinbarung in dem
Bewusstsein, dass eine erfolgreiche gemeinsame Aufgabenwahrnehmung eine enge
und vertrauensvolle Zusammenarbeit der Beteiligten erfordert.

8 1 Vereinbarungsgegenstand

Die Hansestadt Wipperfurth tGbernimmt die Durchfihrung der Pflichtaufgaben der
Gemeinde nach dem Archivgesetz NRW fir die Stadte Hiuckeswagen und Wipper-
furth durch die Einrichtung eines gemeinsamen Archivs. Hierzu Ubertragt die
Schloss-Stadt Hiuckeswagen die Durchfihrung der in 8 2 genannten Aufgaben auf
der Grundlage einer mandatierenden Vereinbarung.

§ 2 Aufgaben und Pflichten

1. Das gemeinsame Archiv entscheidet gem. § 2 Absatz 6 ArchivG NRW Uber die
Archivwurdigkeit samtlicher Unterlagen der beiden beteiligten Stadte. Es be-
rucksichtigt bei seiner Entscheidung besondere Archivierungsanliegen der
Stadte. Fir das als archivwirdig bewertete und Gbernommene Archivgut tber-
nimmt das gemeinsame Archiv die Pflichtaufgaben der Stadte nach den
Bestimmungen des ArchivG NRW. Hierzu z&ahlen insbesondere:

- ErschlieBung und Erforschung

- sachgemale und sichere Verwahrung
- Einhaltung von Schutzfristen
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- Nutzbarmachung

Daruber hinaus stellt das Archiv die Beratung und Betreuung der Nutzer des
Archivgutes durch angemessene Offnungszeiten sicher.

Die beteiligten Stadte bieten dem gemeinsamen Archiv sukzessive ihr gesam-
tes — als archivwirdig bewertetes bzw. zu bewertendes — Archivgut an. Den
Transport des Archivgutes tbernimmt die jeweilige Stadt.

Das eingebrachte Archivgut bleibt im Eigentum der jeweiligen Stadte.

Fur die sachgemalie und sichere Verwahrung des dbernommenen Archivgutes
wird die Hansestadt Wipperfiurth geeignete Raumlichkeiten in der ehemaligen
Alice-Salomon-Schule zur Verfliigung stellen, gegebenenfalls herrichten und
zweckdienlich ausstatten (Regale, Arbeitsplatzeinrichtung etc.).

§ 3 Organisation

Die Tatigkeiten des Archives werden durch die Mitarbeiterinnen der Schloss-
Stadt Hickeswagen und der Hansestadt Wipperfirth wahrgenommen.

Zu Beginn der Wahrnehmung der Aufgaben beider Stadte durch die Hansestadt
Wipperfurth besteht ein Personalbedarf von insgesamt 1,06 Stellen. Entspricht
die Stellenbemessung nicht den tatsachlichen Anforderungen, ist sie einver-
nehmlich anzupassen.

Die Schloss-Stadt Hiickeswagen verpflichtet sich gemafl den Regelungen des
Personalgestellungsvertrages ihre eigenen Beschaftigten an die Hansestadt
Wipperfirth zur Verfigung zu stellen. Der Personalgestellungsvertrag regelt die
hiermit verbundenen personalrechtlichen Fragen. Hierbei wird den im Wege der
Personalgestellung entsandten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Besitzstands-
wahrung zugesichert.

Neueinstellungen erfolgen grundsatzlich durch die Hansestadt Wipperftrth im
Einvernehmen mit der Schloss-Stadt Hickeswagen. Sofern eine interne Beset-
zung durch die Schloss-Stadt Hickeswagen maoglich ist, erfolgt eine Personalge-
stellung wie bei den bei Abschluss des Vertrages vorhandenen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern.

8 4 Finanzen

Die entstehenden Personal- und generellen Sachkosten des gemeinsamen Ar-
chivs werden auf der Grundlage der Durchschnittswerte der KGSt auf der Basis
der Besoldungs- und Entgeltgruppen ermittelt.

Die Raumkosten stellen die fur die Verwahrung des Archivgutes entstehenden
Mietkosten, Mietnebenkosten (einschliel3lich eventuell anfallender Herrichtungs-
kosten) und Investitionskosten (Abschreibungskosten) dar.
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Die Gesamtkosten (Personal- und generelle Sachkosten sowie Raumkosten) des
gemeinsamen Archivs werden auf der Basis der Einwohnerzahlen der beteiligten
Kommunen (Fortschreibung Zensus 2011, Stichtag 31.12. des Vorjahres) verteilt.

Besondere Sachkosten fir spezielle Ge- und Verbrauchsmaterialien (z.B.
Restaurierungs- oder Aufbewahrungsmaterialien) sowie die Kosten fir die Ver-
nichtung des nicht als archivwuirdig bewerteten Archivgutes werden separat er-
mittelt und verrechnet.

2. Die Verrechnung der Kosten erfolgt fur jedes Haushaltsjahr mit vierteljahrlichen
Abschlagszahlungen. Die Hohe der Abschlagszahlungen wird auf der Grundlage
der Werte des Vorjahres von der Hansestadt Wipperfirth zu Beginn des Kalen-
derjahres festgelegt.

8 5 Versicherungsschutz

Die Hansestadt Wipperfirth ist fir eine ordnungsgemafe Aufgabenerfillung des ge-
meinsamen Archivs verantwortlich. Aus diesem Verstandnis stellt sie sicher, dass
Schéaden, die mit der Aufgabe betraute Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Austibung
ihrer Tatigkeit einem Dritten oder einer Vertragskommune zuftigen, im Rahmen einer
Haftpflichtversicherung abgedeckt werden.

8§ 6 Dauer der Vereinbarung

1. Diese offentlich-rechtliche Vereinbarung gilt auf unbestimmte Zeit. Die damit ge-
regelte Zusammenarbeit kann mit einer Frist von zwolf Monaten zum Ende eines
Kalenderjahres von jedem Vertragspartner ordentlich schriftlich gektndigt wer-
den; frihestens zum 31.12.2020.

2. Eine Evaluierung der Zusammenarbeit erfolgt nach vier Jahren durch die Ver-
tragspartner. Dabei ist insbesondere zu prifen, ob die erwiinschten Effekte erzielt
werden konnten und welche Verbesserungen in der Konzeption des gemeinsa-
men Archivs moglich sind.

3. Wird die Vereinbarung gekindigt, so verpflichten sich die Vertragspartner, das
vorhandene Vermoégen und den Personalbestand durch MalRnahmen zur Ent-
flechtung zu trennen. Hierbei sind einvernehmliche Regelungen zu finden. Als
Anhaltspunkt dienen dabei die folgenden Kriterien:

a. Ggf. bestehendes mobiles Anlagevermdgen des gemeinsamen Archivs wird
gem. der Einwohnerzahlen des Vorjahres anteilig auf die Kommunen Uber-
tragen. Die Schloss-Stadt Hickeswagen erwirbt das ihr zugeteilte Anlage-
vermogen zu den aktuellen Buchwerten von der Hansestadt Wipperfurth.

b. Das Personal des gemeinsamen Archivs wird gem. der Einwohnerzahlen des
Vorjahres anteilig auf die Kommunen Ubertragen. Neben dem per Personal-
gestellungsvertrag tbertragenen Personal Gbernimmt die Schloss-Stadt Hu-
ckeswagen gegebenenfalls zusatzlich Personal der Hansestadt Wipperfirth.
Hierbei wird den zum Zeitpunkt der Aufgabenibertragung beschaftigten Mit-
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arbeiterinnen und Mitarbeitern Besitzstandswahrung zugesichert; fur diese
finden betriebsbedingte Kindigungen im Rahmen der Entflechtung nicht
statt.

§ 7 Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieser offentlich-rechtlichen Vereinbarung unwirksam
sein oder werden, so berihrt dies nicht die Wirksamkeit der tbrigen in dieser
Vereinbarung enthaltenen Regelungen. Sofern die unwirksame Bestimmung nicht
ersatzlos fortfallen kann, werden die Vertragsparteien sie durch eine solche er-
setzen, die dem beabsichtigten Sinn und Zweck entspricht. Gleiches gilt, soweit
die Vereinbarung lickenhatft sein sollte.

§ 8 Schriftform

1. Anderungen oder Erganzungen dieser Vereinbarung bedirfen zu ihrer Wirk-
samkeit der Schriftftorm und mussen den Anforderungen der rechtlichen Vor-
schriften entsprechen.

2. Mundliche Nebenabreden haben keine Gultigkeit.

8§ 9 Datenschutz

1. Das Verarbeiten personenbezogener Daten ist nur in dem Umfang zulassig,
wie die Daten zur Erfullung der Aufgaben gem. § 2 dieser Vereinbarung erfor-
derlich sind. Die im gemeinsamen Archiv mit der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten befassten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind gegeniber Drit-
ten zur Geheimhaltung verpflichtet. Insbesondere sind sie verpflichtet, Gber die
Angelegenheiten beteiligter anderer Kommunen, tber die sie bei ihrer Téatig-
keit Kenntnis erlangen, gegeniber den Organen und Dienststellen der eige-
nen Anstellungsbehdrde Verschwiegenheit zu bewahren.

2. Die gespeicherten Daten sind zu l6éschen, wenn ihre Kenntnis zur Erfillung
der Aufgaben nicht mehr erforderlich ist.

8 10 Schlussbestimmungen

Diese Vereinbarung tritt am 01.01.2016 in Kraft.

Wipperfurth, den
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Michael von Rekowski
BlUrgermeister

Huckeswagen, den

Dietmar Persian
Blrgermeister
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TOP O 8

Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Fachbereich | - Steuerungsunterstiitzung / Service
Sachbearbeiter/in: 1sabel Bever

Vorlage

Datum: 05.11.2015
Vorlage FB 1/2884/2015

TOP Betreff
Einrichtung einer Vollzeitstelle und Stellenfreigabe fir eine Verwaltungskraft
im RGM

Beschlussentwurf:

Der Rat beschlieRt im Stellenplan fur das Jahr 2015 im Produktbereich 11 — Innere Verwal-
tung — unter der Kostenstelle 100520 — Unterhaltung, Bewirtschaftung von Gebduden — die
Ausweitung der Teilzeitstelle fir eine Verwaltungskraft mit einem Stellenanteil von 0,65 und
einer Wertigkeit nach Entgeltgruppe 6 TV6D auf eine Vollzeitstelle.

Beratungsfolge Termin Behandlung
Haupt- und Finanzausschuss 12.11.2015 | offentlich
Rat oOffentlich

Sachverhalt:

Zur Deckung des Personalbedarfs ist fur das Regionale Gebdudemanagement (RGM) eine
Erweiterung von einer Teilzeitbeschaftigung auf den Umfang einer vollen Stelle notwendig.
Die Freigabe der Teilzeitstelle mit einem Stellenanteil von 0,65 hat der Rat in seiner Sitzung
am 29.09.2015 bereits vorgenommen. Auf die Vorlage Nr. FB 1/2826/2015 wird hier verwie-
sen.

Aufgrund der exorbitant hohen Arbeitsbelastung wurde die Personalbemessung Uberprift und
in Abstimmung mit der Hanse — Stadt Wipperflrth angepasst.

Auslosend fur den Bedarf ist der Verlust einer Mitarbeiterin der Hanse — Stadt Wipperfirth,
die im Rahmen der Personalgestellung dem RGM zugewiesen war.

Der Personalbedarf kann nicht auf andere Art und Weise kompensiert werden, sondern ergibt
sich in diesem Bereich in verstarktem Malle. Die Aufgaben im Bereich der kaufménnischen
Sachbearbeitung sowie bei der Vermietung der stadtischen Gebdude kdnnen ansonsten nicht
adaquat sichergestellt werden.

Die Verpflichtung zur Nachbesetzung durch die Schloss-Stadt Hiickeswagen ergibt sich aus
dem Personalgestellungsvertrag vom 29.10.2010.
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Um hier die Voraussetzung fiir eine stellenplankonforme Einstellung zu schaffen, soll nun im
Stellenplan 2015 im Produktbereich 11 — Innere Verwaltung — unter der Kostenstelle 100520
— Unterhaltung, Bewirtschaftung von Gebduden — eine entsprechende Vollzeitstelle nach Ent-
geltgruppe 6 TV6D eingerichtet werden.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Personalkostenverrechnung erfolgt auf Grundlage der KGSt-Werte nach den Regelungen
in der Offentlich-rechtlichen Vereinbarung.

Beteiligte Fachbereiche:

FB

Kenntnis
genommen

Burgermeister 0.V.i.A. Isabel Bever
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TOP O 9

Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Fachbereich | - Steuerungsunterstiitzung / Service
Sachbearbeiter/in: 1sabel Bever

Vorlage

Datum: 05.11.2015
Vorlage FB 1/2885/2015

TOP Betreff
Einrichtung einer Vollzeitstelle im RGM und Stellenfreigabe

Beschlussentwurf:

Der Rat beschlief3t im Stellenplan fir das Jahr 2015 im Produktbereich 11 — Innere Ver-
waltung — unter der Kostenstelle 100520 — Unterhaltung, Bewirtschaftung von Gebduden —
die Einrichtung einer Vollzeitstelle mit einer Wertigkeit nach Entgeltgruppe 11 TV6D.

Beratungsfolge Termin Behandlung
Haupt- und Finanzausschuss 12.11.2015 | offentlich
Rat 26.11.2015 | offentlich

Sachverhalt:

Aufgrund des langerfristigen krankheitsbedingten Ausfalls einer Mitarbeiterin der Hanse —
Stadt Wipperfurth muss eine Neubesetzung der Stelle zum ndchstmdglichen Zeitpunkt er-
folgen. Die Stellenbesetzung erfolgt befristet als Krankheitsvertretung.

Aufgrund der quantitativen und qualitativen Auslastung an dieser Stelle erfolgt die Nachbe-
setzung in Abstimmung mit der Hanse — Stadt Wipperflrth im Rahmen einer Vollzeitstelle;
bisher wurden hier 25 Wochenstunden geleistet.

Aus den Regelungen des Personalgestellungsvertrages vom 29.10.2010 ergibt sich, dass bei
Krankheit, Urlaub u.a. ausschlieBlich die Stadt Hiickeswagen flr eine angemessene Vertre-
tung verantwortlich ist.

Es handelt sich um eine exponierte Stelle im RGM, fur die ein Architekt / eine Architektin
gesucht wird. Aufgrund der erheblichen Anzahl unterschiedlichster Projekte ist eine mog-
lichst kurzfristige Stellenbesetzung zwingend erforderlich, da andernfalls gesetzliche Pflicht-
aufgaben nicht erfullt werden kénnen.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Personalkostenverrechnung erfolgt auf Grundlage der KGSt-Werte nach den Regelungen
in der 6ffentlich-rechtlichen Vereinbarung.
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Beteiligte Fachbereiche:

FB

Kenntnis
genommen

Burgermeister 0.V.i.A.
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TOP O 10

Schloss-Stadt Hlickeswagen

Der Blrgermeister
Ratsburo
Sachbearbeiter: Torsten Kemper

Vorlage

Datum: 06.11.2015
Vorlage FB 111/2886/2015

TOP Betreff
Antrag der CDU-Fraktion vom 06.11.2015 - Umstellung der Einsatzzeiten des
kommunalen Ordnungsdienstes der Stadt Hlickeswagen

Beschlussentwurf:
Der Haupt- und Finanzausschuss entscheidet tber den Antrag der CDU-Fraktion, der den
nachfolgenden Wortlaut hat:

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt / der Rat beschlie3t, dass der kommunale Ord-
nungsdienst seine Streifendiensttatigkeit mit reduzierter Wochenstundenzahl ab sofort wieder

ganzjahrig durchfihrt.

Beratungsfolge Termin Behandlung
Haupt- und Finanzausschuss 12.11.2015 | offentlich
Rat 26.11.2015 | offentlich

Sachverhalt:

Zur Begrindung wird auf den beiliegenden Antrag der CDU-Fraktion vom 06.11.2015 ver-
wiesen.

Finanzielle Auswirkungen:

Bleiben abzuwarten.

Beteiligte Fachbereiche:

FB

Kenntnis
genommen

Biirgermeister 0.V.i.A. Torsten Kemper

Anlagen:
Antrag der CDU
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TOP O 10 CDU

Stadtratsfraktion

CDU-Fraktion ® 42490 Hiickeswagen Fraktionsvorsitzender:

Christian Schiitte
Herrn Jung-Stilling-Str. 70

.. . . . 42499 Hiickeswagen
Blirgermeister Dietmar Persian uckeswag

Auf’'m Schloss 1 Tel.: 02192 932646
Fax: 02192 932647

42499 Hiickeswagen

Hickeswagen, den 06. November 2015

Antrag der CDU-Fraktion zum Haupt- und Finanzausschuss am 12.11.2015
Umstellung der Einsatzzeiten des kommunalen Ordnungsdienstes der Stadt Hiickeswagen

Sehr geehrter Herr Blirgermeister Persian,

im Rahmen der diesjahrigen Aufstellung des Haushaltssicherungskonzeptes wurde eine 50-
prozentige Kostenreduzierung im Bereich des Ordnungsdienstes in der Form umgesetzt, dass
die Doppelstreifen ab sofort nur noch im Sommerhalbjahr eingesetzt werden sollen.

Der Wegfall des Streifendienstes in der nun angebrochenen dunklen Jahreszeit fiihrt nach
unserer Wahrnehmung zu einer deutlichen Reduzierung des Sicherheitsgefiihls der
Blirgerinnen und Birger.

Hinzu kommt, dass der stadtische Jugendpfleger seine Tatigkeit fiir die Stadt Hickeswagen
kurzfristig beenden musste. Den von ihm betreuten Kinder und Jugendlichen fehlt nun ein
Ansprechpartner.

Pausiert der Streifendienst iber mehrere Monate, sehen wir eine Gefahr fiir die Kontinuitat
des eingesetzten Personals und damit den Verlust des in der Durchfiihrung erworbenen
Erfahrungsschatzes.

Unter den drei oben genannten Aspekten halten wir es daher fir nicht verantwortbar, dass
die von der Hiickeswagener Bevolkerung positiv aufgenommene Pradsenz des
Ordnungsdienstes mit seiner intensiven Kontaktpflege zu allen relevanten Gruppen fir
jeweils ein halbes Jahr vollstandig ruht.

Um Kostensteigerungen und Belastungen fir den Haushalt zu vermeiden, muss eine
Reduzierung der Wochenstunden als Bestandteil der HSK-KonsolidierungsmaBnahmen in
Kauf genommen werden. Wichtig ist uns aber, dass die Blrgerinnen und Birger auch im
Winterhalbjahr zu unregelmaRigen Zeiten auf die Anwesenheit des Ordnungsdienstes
vertrauen kdnnen.

Postfach 100109 Internet: www.cdu-hueckeswagen.de Bankverbindungen:
42490 Huckeswagen Sparkasse Radevormwald-Huickeswagen
Konto-Nr.: 34104315 (BLZ 340 513 50)
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Antrag CDU-Fraktion - Einzelhandelskonzept fuir Hiickeswagen - Seite 2 - 7. Mérz 2010

Vor diesem Hintergrund stellt die CDU Fraktion den Antrag mit folgender
Beschlussempfehlung:

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt / der Rat beschlieRt, dass der kommunale
Ordnungsdienst seine Streifendiensttatigkeit mit reduzierter Wochenstundenzahl ab sofort
wieder ganzjahrig durchfiihrt.

Weitere ndhere Erlauterungen werden in der Sitzung miindlich vorgetragen.

Mit freundlichen Gf;'!‘_fien

Fraktionsvorsitzender \
CDU Fraktion

Postfach 100109 Internet: www.cdu-hueckeswagen.de Bankverbindungen:
42490 Huckeswagen Sparkasse Radevormwald-Huickeswagen
Konto-Nr.: 34104315 (BLZ 340 513 50)

55



	Sitzungsdokumente
	Einladung HuF

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  2 Neufassung der Satzung zur Regelung des Kostenersatzes für Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Schloss-Stadt Hückeswagen (Feuerwehr-kostenersatzsatzung)
	Vorlage  FB II/2865/2015
	Anlage 1 - Kostentarif Feuerwehr Satzung vom 02.07.2015  FB II/2865/2015
	Anlage 2 - Entwurf der Satzung über die Reglung des Kostenersatz für Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Schloss-Stadt Hückeswagen  FB II/2865/2015
	Anlage 3 - Synompse: alte Satzung und neue Satzung  FB II/2865/2015
	Anlage 4 - Synopse alter Kostentarif und neuer Kostentarif  FB II/2865/2015

	TOP Ö  3 2. Fortschreibung des Brandschutzbedarfsplans für die Schloss-Stadt Hückeswagen
	Vorlage  FB II/2866/2015

	TOP Ö  4 Richtlinien Zuschüsse Schloss-Stadt Hückeswagen
	Vorlage  FB II/2858/2015
	Entwurf Richtlinien Zuschüsse  FB II/2858/2015

	TOP Ö  5 Erwerb einer Beteiligung
	Vorlage  FB I/2873/2015

	TOP Ö  6 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Durchführung der Abfallentsorgung
	Vorlage  FB I/2847/2015

	TOP Ö  7 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über das gemeinsame Archiv
	Vorlage  RB/2872/2015
	Entwurf ö-r Vereinbarung Archiv  RB/2872/2015

	TOP Ö  8 Einrichtung einer Vollzeitstelle und Stellenfreigabe für eine Verwaltungskraft im RGM
	Vorlage  FB I/2884/2015

	TOP Ö  9 Einrichtung einer Vollzeitstelle im RGM und Stellenfreigabe
	Vorlage  FB I/2885/2015

	TOP Ö  10 Antrag der CDU-Fraktion vom 06.11.2015 - Umstellung der Einsatzzeiten des kommunalen Ordnungsdienstes der Stadt Hückeswagen
	Vorlage  FB III/2886/2015
	 CDU-Antrag Ordnungsdienst  FB III/2886/2015



